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Was haben Antifa Ost und die Letzte Generation gemeinsam? Auf den ersten Blick nicht viel. Die
einen haben sich auf der Straße festgeklebt, um den Verkehr aufzuhalten – gegen den Klimawandel,
für das 9-Euro-Ticket. Antifa Ost hat Nazis angegriffen. Klimaschutz und Antifaschismus: zwei
Themen, die links besetzt sind, aber sehr gerne auch von Bürgerlichen aufgegriffen werden, wenn
sie sich fortschrittlich und cool fühlen wollen, anstatt rechte Stammtischparolen nachzuäffen. Das ist
aber nicht ihre Gemeinsamkeit. Es ist die staatliche Repression, die beide Bewegungen erfahren
(haben).

Woher kommt das?

Die Liste kann noch verlängert werden. Lina und die Letzte Generation sind nur die populärsten
Beispiele. Ob die Verbote der Palästinasolidarität in Berlin, die Räumung von Lützerath oder
Angriffe auf das Streikrecht: Sie alle finden statt unter zugespitzten gesellschaftlichen
Verhältnissen. Denn von der progressiven „Fortschrittskoalition“ von Grünen, SPD und FDP bleibt
aktuell nicht viel übrig.

Stattdessen hat sich der Rechtsruck erneut verschärft. Die Ursache dabei ist zweierlei. Zum einen
übt das weltpolitische Geschehen natürlich Einfluss auf das Geschehen in Deutschland aus. Seit
Beginn des Ukrainekrieges, der eine Verschärfung des Kampfes um die Neuaufteilung der Welt
markiert, weht ein anderer Wind. Während im Wahlkampf die Grünen noch Werbung mit der
Friedenstaube in U-Bahnhöfen plakatierten, gibt es fast keine/n aus ihrer Führung, die/der nicht ein
Bild in Militäruniform in der Ukraine von sich in den Weiten des Internets verbreitet.

Dabei geht es nicht nur um Waffenlieferungen und das Versprechen, die westliche Demokratie in der
Ukraine zu verteidigen. Im Rahmen dessen steigt auch die Erfordernis, das Geschehen innerhalb des
eigenen Nationalstaates unter Kontrolle zu halten. Somit werden innerhalb der letzten Monate
immer neue Maßnahmen zur Steigerung der „Sicherheit“ ergriffen, wird immer mehr Repression
forciert als Teil der Militarisierung nach innen. Eine „wehrhafte“ bürgerliche Demokratie, die klar
aufzeigt, dass demokratische Rechte in erster Linie nur für jene gelten, die den Status quo
beibehalten oder ihn weiter nach rechts verschieben wollen.

Eingeläutet wurde dies mit den Sondervermögen für die Bundeswehr, die ohne große Proteste
hingenommen wurden, und dies gilt es aufrechtzuerhalten. Zum anderen befeuert der Kriegskurs
zusammen mit der existierenden Krise den Rechtsruck, den wir seit 2015 erleben. Die Pandemie hat
nicht nur Nerven gekostet, sondern auch finanziell viele Haushalte der Arbeiter:innenklasse
getroffen durch Kurzarbeit sowie Entlassungen. Kombiniert mit steigenden Lebensmittel- und
Energiepreisen sowie lauen gewerkschaftlichen Kämpfen nährt das den Boden für den aktuellen
Erfolg der AfD, aber auch populistische Ausfälle der CDU, die sich unter Führung von Friedrich
Merz zu rhetorisch rechten Glanzleistungen aufschwingt.

Überall Polizei, nirgendwo Gerechtigkeit

Klar ist: Die Letzte Generation, Antifa Ost und vor allem Lina E. gehören verteidigt und es ist unsere
Aufgabe zu zeigen, dass die Angriffe auf sie nicht nur solche auf uns alle bedeuten, sondern auch
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klare Formen von Klassenjustiz. Denn wer verurteilt jene, die nichts tun, während Menschen
weltweit schon jetzt an den Folgen des Klimawandels sterben? Hitzewellen, Waldbrände oder die
Folgen der Flut im Ahrtal betreffen Massen an Menschen und sie hätten verhindert werden können.
Wer verurteilt die Polizist:innen, die offenkundig rechtes Gedankengut in Chatgruppen
umherschicken? Wer die Reichsbürger:innen, die ganze Waffenlager zu Hause anlegen, oder jene,
die dafür verantwortlich sind, dass Tausende Menschen an den Außengrenzen der Festung Europa
sterben und noch mehr in menschenunwürdigen Zuständen leben müssen?

Statt tatsächlicher Veränderung gibt es seitens der bürgerlichen Politik höchstens halbe Aktionen
und schale Worte. Die Letzte Generation und Antifa Ost haben auf die Missstände unserer
Gesellschaft reagiert. Dabei haben sie Grenzen übertreten, die den bürgerlichen Staat und die
bürgerliche Öffentlichkeit alarmieren. Um ein Exempel zu statuieren, dass besser nicht viele diesem
Weg folgen sollten, erleben wir Schauprozesse und Repression.

In diesem Sinne kann man sagen, dass beide Taktiken, ziviler Ungehorsam und antifaschistische
Selbstjustiz, erfolgreich gewesen sind. Denn Aufmerksamkeit hat es auf jeden Fall gegeben. Doch
der Erfolg hört da auf, wenn es darum geht, mehr Menschen in Aktion zu bringen und eine
gesamtgesellschaftliche Handlungsperspektive aufzuzeigen. Das ist teilweise gar nicht das Ziel
gewesen – und schon das ist ein politisches Problem. Noch mehr aber ist ziel- und
massenorientiertes Handeln dringend notwendig, wenn man sich erfolgreich gegen Repression
wehren und das Problem an der Wurzel packen will.

Deswegen müssen wir die Aktivist:innen vor dem bürgerlichen Staat verteidigen, aber gleichzeitig
auch darüber diskutieren, welche Strategie, welche Taktiken wir brauchen, um dabei erfolgreich zu
sein. Denn einfach nur den Widerstand zu unterstützen und uns für die Taten zu feiern, bringt uns
nicht weiter. Im schlimmsten Fall verbrennt es Aktivist:innen und sorgt dafür, dass Potenziale, um
das Ruder gesellschaftlicher Dynamik herumzureißen, verlorengehen und man das erst viel zu spät
merkt.

Zwei Seiten einer falschen Medaille

Hinter beiden Taktiken steckt die Idee, dass die unmittelbare Tat mehr Menschen dazu motiviert,
sich durch die direkte Aktion zu radikalisieren bzw. sich ihr bestenfalls anschließen. Das ist
vielleicht eine schöne Idee. Aber es ist auch eine falsche, denn sie klammert mehrere Probleme aus:

a) Gesellschaftliche Kräfteverhältnisse. Wie viel Aufmerksamkeit die eigenen Aktionen generieren
sowie wie viele neue Aktivist:innen gewonnen werden können, hängt nicht nur von der direkten
Aktion ab, sondern von den aktuellen gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. So könnten wir im
derzeit versuchen, so viele Abschiebungen wie möglich zu blockieren – es würde nicht unmittelbar
etwas ändern können. Proteste und Dynamiken können selten beeinflusst werden, wenn
Einzelaktivist:innen einfach nur „ein bisschen mehr machen“ und mehr Kraft, Energie und Zeit in
die Aktion hineinstecken. Das ist Voluntarismus und ignoriert, dass es nicht nur eine Frage der
graduell zunehmenden Überzeugung von Individuen ist. Ebenso fallen Kräfte aus der Betrachtung,
die aktiv gegen einen arbeiten und ihre Meinung nicht ändern werden, weil sie vom Status quo
profitieren.

b) Hemmschwellen und Passivität. Auch wenn der Protest als gewaltfrei und niedrigschwellig
bezeichnet wird, so ist es letzten Endes seine Form, die zum einen für breite Teile der Bevölkerung
praktisch schwer umsetzbar ist (bspw. wenn man Kinder zu betreuen hat). Zum anderen kreiert es
eine Lücke: Auf der einen Seite die Aktivist:innen, die die Aktionsform vorgeben, auf der anderen
der „Rest“ bzw. die Arbeiter:innenklasse. Somit werden diese dazu verdammt, entweder sich der
Aktionsform zu beugen oder Solidaritätsbekundungen zu äußern, und damit in der Passivität zu



verweilen. Zentrales Element einer jeden Bewegung muss es aber sein, nicht nur Aufmerksamkeit zu
schaffen, sondern die Aktiven zu integrieren, politische Entscheidungen treffen zu lassen, sich
selbsttätig zu politisieren, um so den Protest und die politische Bewusstseinsbildung der Klasse zu
stärken. Kommt es nicht dazu, geht die Bewegung schneller ein und bringt dem kollektiven
Gedächtnis recht wenig.

Vom zivilen Ungehorsam …

Darüber hinaus muss man aber zwischen den Formaten von Selbstjustiz und zivilem Ungehorsam
differenzieren. Letzterer wird ideengeschichtlich dem libertären Unternehmer und
Selbstverwirklicher Henry David Thoreau zugeordnet, der im 19. Jahrhundert eine (!) Nacht im
Gefängnis verbrachte, da er sich weigerte, Steuern zu bezahlen, und daraufhin seinen Akt des
„zivilen Ungehorsams“ zum politischen Prinzip erklärte. Er verfasste den Essay „Civil Disobedience“
(auf Deutsch: „Über die Pflicht zum Ungehorsam gegen den Staat“). Später wurde das Konzept noch
von anderen Theoretiker:innen wie Hannah Arendt und Jürgen Habermas aufgegriffen.

In der Theorie handelt es sich beim zivilen Ungehorsam um einen angekündigten Regelübertritt, mit
dem man auf einen gesellschaftlichen Missstand aufmerksam machen will. Sobald diese
Aufmerksamkeit erzeugt ist, kümmern sich „die gesellschaftlichen Mechanismen“ dann darum, das
Übel anzugehen. Das heißt: Ziviler Ungehorsam hat gar nicht das Ziel, den bürgerlichen Staat
anzugreifen, sondern impliziert oftmals die Zusammenarbeit mit diesem. Das kann nicht nur
gefährlich werden, sondern trägt ein Missverständnis in sich, was das aktuelle Problem ist. Denn es
ist keines der mangelnden Aufmerksamkeit, sondern eines gegensätzlicher Interessen.

Im Kapitalismus erscheint der Staat als über den Klassen stehende Instanz, quasi als unabhängiger
Vermittler zwischen Besitzenden und der Arbeiter:innenklasse. Letztendlich vertritt er aber das
Interesse, das Privateigentum aufrechtzuerhalten.  Enteignung der Energiebetriebe und deren
Unterstellung unter Arbeiter:innenkontrolle oder die Neustrukturierung der Produktion nach den
Bedürfnissen der Erde und Arbeiter:innenklasse sind nicht einfach so möglich. So ist auch die
Nutzung fossiler Energieträger keine Frage mangelnder Aufmerksamkeit, sondern sie wird
beibehalten, weil konkrete Profitinteressen dahinterstecken. Und dass der Staat bereit ist, sich
regenden Widerstand mit Kraft zu zerbrechen, hat er oft genug bewiesen. Lützerath, Danni und
Hambi dienen hier als traurige Beweise. Es ist dabei auch nicht ausschlaggebend, wie „friedlich“
oder „gewalttätig“ der Protest selbst agiert.

Wir haben in den letzten Monaten gesehen, wie Sitzblockaden mit Schmerzgriffen abtransportiert
werden und immer mehr Polizeigewalt gegen Aktivist:innen stattgefunden hat. Aktuell sind wir an
dem Punkt, an dem versucht wird, selbst diese Form des gewaltfreien Protesten schon vorab zu
verhindern. Wir müssen uns also politisch und organisiert verteidigen, selbst wenn wir nur
grundlegende Rechte wie unsere Versammlungsfreiheit wahrnehmen wollen.

… und Selbstjustiz

Das Konzept der Selbstjustiz birgt weniger das Problem, dass es auf den bürgerlichen Staat
vertraut. Vielmehr steckt hier die Annahme dahinter, dass dieser unfähig ist oder kein Interesse
hegt, bestimmte Probleme anzugehen, und man somit selber aktiv werden muss. Als
Revolutionär:innen lehnen wir Gewalt nicht prinzipiell ab. Wir wissen vielmehr, dass sie notwendig
ist, wenn es darum geht, Strukturen zu schützen wie beispielsweise eigene Versammlungsräume
oder – flächendeckender – wie Asylunterkünfte. Wir wissen, dass Streiks letztlich Streikposten
erfordern. Und wir wissen, dass die herrschende Kapitalist:innenklasse revolutionär gestürzt werden
muss.



Gleichzeitig dürfen wir uns nicht von moralischen Argumenten leiten lassen. Denn klar, nach Hanau
scheint es besser, Rechten einfach vorsorglich aufs Maul zu hauen. Doch damit werden auch
folgende Fragen aufgeworfen: Wenn wir uns das Recht herausnehmen zu richten, wenn man selber
das macht, warum sollten es dann nicht andere Gruppen auch tun? Warum nur die radikale Linke?
Und wer legt die Grundlage fest, auf der solche Entscheidungen gefällt werden? Macht es Sinn,
einfach Nazis anzugreifen oder wäre es nicht sinnvoller, sich gezielt auf Kader zu stürzen oder
bereits für Gewalt Bekannte?

Solange es keine Massenbewegung der Arbeiter:innenklasse gibt, sondern nur Kleingruppen,
tendieren solche Entscheidungen immer auch zu einer gewissen Willkür. Gerechtigkeit ist also nicht
nur eine moralische Frage, sondern auch eine der gesellschaftlichen Verhältnisse. In der aktuellen
bürgerlichen Rechtsprechung profitieren bei sexueller Gewalt gegenüber Frauen von deren
Vorteilen (Unschuldsvermutung, Beweislast beim Staat) oft auch Täter, genauso wie Rechte und
Faschist:innen. Doch das heißt nicht, dass die Prinzipien wie Unschuldsvermutung an sich falsch
sind, sondern es stellt sich vielmehr die Frage, wie diese umgesetzt und kontrolliert werden. Steht
dahinter kein Plan, sondern nur individuelle Entscheidung, kommt es zu einer Verrohung der
Gesellschaft, und auch das kann nicht unser Ziel sein. Zusätzlich kann es passieren, dass die Gewalt,
die man ausübt, einen von breiteren Schichten der Bevölkerung isoliert, da diese die eigenen
Entscheidungen nicht nachvollziehen können. Somit wären diese dann zwar subjektiv richtig,
bringen uns aber als kollektive Bewegung nicht weiter.

Und was jetzt?

Beide Taktiken setzen also nicht wirklich an der Wurzel an, sondern versuchen, im bestehenden
System Lösungsansätze zu finden. Das ist nicht an sich schlecht, aber das Problem ist, dass man so
im Hamsterrad der gesellschaftlichen Probleme immer weiterläuft sowie sich zeitgleich der Willkür
und des Ermessens des bürgerlichen Staates aussetzt. Spitzt sich die Situation weiter zu – und das
kann ganz schnell beispielsweise unter einer von Merz geführten CDU an der Regierung passieren –,
können Präventivhaft & Co so schnell ausgeweitet werden, dass man nicht mal mehr einen kleinen
Schritt im Hamsterrad machen kann.

Das Nervige ist: Eine einfache Kampagne für demokratische Rechte ist mehr als dringend nötig.
Allein, diese ist unzureichend. Das wäre so, wie bspw. Pfadfinder:innen in schlechten US-Komödien
zu versuchen, an einer Tür Kekse zu verkaufen und nach 10 Minuten nochmal zu klingeln, es erneut
zu probieren und sich dann zu wundern, warum man weggeschickt wird. Was braucht es dann also
noch?

Neben einer Kampagne, die sich für die Rücknahme aller Repressionen und Verurteilungen der
Letzten Generation und der im Leipziger Kessel Festgehaltenen einsetzt sowie für die Abschaffung
des Paragraphen §129, müssen wir anfangen, eine Bewegung aufzubauen, die eine
Basisverankerung an Schulen, Unis und in Betrieben aufweist.

Das heißt: Große, bundesweite Mobilisierungen, damit dann diese Basisarbeit vor Ort stattfinden
kann. Also: Infoveranstaltung, aktive Diskussion mit Kolleg:innen und Vollversammlungen, bei denen
eine Verbindung zwischen dem gesellschaftlichen Problem mit denen vor Ort gesucht wird sowie
Forderungen formuliert und gemeinsam beschlossen werden. Das ist wichtig, um

a) mehr Leute zu erreichen und in Diskussion zu bringen als nur jene, die sich ohnedies für das
Thema interessieren. Schule, Unis und Betriebe sind in der Regel Orte, die wir nicht meiden können,
und die politische Diskussion an diese Orte zu tragen, sorgt dafür, diese auch zu beleben, damit man
sich ihr weniger entziehen kann.



b) Aktionskomitees vor Ort aufzubauen, die solche Dinge organisieren und mehr Leute befähigen,
aktiv eigene politische Entscheidungen zu treffen. Das hört sich theoretisch nach ’nem Plan an, aber
praktisch bleibt die Frage offen, wie man dazu kommt, dass das nicht nur an wenigen Orten
passiert, sondern flächendeckend.

Hier liegt die Aufgabe darin, Organisationen der Arbeiter:innenklasse in Bewegung zu setzen und
aktiv Druck auszuüben, damit diese nicht nur verbal einem Protest zusagen, sondern auch die
eigene Mitgliedschaft aufrufen, ihn vor Ort zu organisieren –, wie beispielsweise die Gewerkschaften
oder die Linkspartei. Wenn auch nur ein Viertel von deren Mitgliedschaft eine aktive Rolle
einnähme, brächte das einen signifikanten Unterschied an Mobilisierungskraft.

Bleibt zuletzt die Frage des Themas. Wie bereits geschrieben, wird eine Bewegung allein um
demokratische Rechte in der aktuellen Situation wenig Erfolg erzielen. Deswegen muss das Ziel
darin bestehen, dies mit aktuellen gesellschaftlichen Fragen zu verbinden. Dabei ist es zentral, nicht
nur aus der Defensive zu agieren, das heißt drohende Verschlechterungen abzuwehren, sondern
auch klare Verbesserungen zu erkämpfen. Ein praktisches Beispiel, was man nutzen könnte, sind die
kommenden Streiks bei der Bahn und in der Tarifrunde Nahverkehr. Schon jetzt gibt es mit der
Kampagne #wirfahrenzusammen Bestrebungen, dass Klimaaktivist:innen in die Betriebe gehen, um
die gemeinsamen Kämpfe miteinander zu verbinden, und es ist sind auch gemeinsame Streiktage
zwischen Beschäftigten und Umweltbewegung in Planung. Die Aufgabe von Organisationen wie
Ende Gelände, Fridays for Future, marx21, dem SDS und generell der Linken in den Gewerkschaften
läge darin, einen offenen Aufruf zu erstellen, der a) gemeinsame Forderungen vorgibt und b) die
obig beschriebene Basisorganisation vorschlägt und deutlich sagt, dass die Gewerkschaften und DIE
LINKE dies flächendeckend umsetzen sollten, um gemeinsam im Kampf gegen die
Umweltzerstörung ein klares Zeichen zu setzen.

Im Rahmen dessen gilt es dann klar aufzuzeigen, dass wir unseren Protest nicht spalten lassen und
für die Umsetzung demokratischer Rechte einstehen, drehen sie sich um unsere Proteste oder
Streiks. Denn wir können uns schon denken, was passiert, wenn man bereits jetzt einzelne
Aktivist:innen, die sich auf der Straße festkleben, als „organisierte Terrorist:innen“ bezeichnet,
sollten Eisenbahner:innen und Busfahrer:innen streiken und die Infrastruktur lahmlegen. Dabei ist
die Frage des kostenlosen öffentlichen Personenverkehrs, verbunden mit massiven Investitionen und
höherem Personalschlüssel, die zentrale Forderung, um gemeinsam voranzukommen, einen Erfolg
praktisch zu erkämpfen. Das geht aber nur, wenn wir die Angriffe auf demokratische Rechte aktiv
mit den zu erwartenden Protesten verbinden.


